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Einführung

Suchmaschinenbetreiber:innen sind seit dem Google-Spain-Urteil aus
dem Jahr 20141 dazu verpflichtet, ihren Nutzer:innen selbst rechtmäßi-
ge Informationen unter bestimmten Voraussetzungen vorzuenthalten.
Diese Rechtsprechung wurde anschließend durch das sog. „Recht auf
Vergessenwerden“ des Art. 17 Datenschutz-Grundverordnung2 normativ
konstituiert.3 Die Norm kann einen sog. Löschungs- bzw. Auslistungs-
anspruch4 für von persönlichkeitsrechtsverletzenden Inhalten betroffene
Personen begründen. Art. 17 DSGVO hat damit weitreichende Auswirkun-
gen auf den Zugang zu und die Verbreitung von Informationen, kommt
aber nicht gegenüber allen Datenverarbeiter:innen5 gleichermaßen als An-
spruchsgrundlage in Betracht. Insbesondere die unterschiedliche grund-
rechtliche Einordnung von Online-Medien und Inhaltevermittler:innen
(Intermediäre6), führt dazu, dass die Beurteilung von Löschungs- bzw.
Auslistungsansprüchen von betroffenen Personen gegenüber den Daten-
verarbeiter:innen auf divergierenden Abwägungsmaßstäben beruhen.

Dazu das folgende Beispiel: In einer Online-Ausgabe einer Zeitung wird
über eine Person berichtet. Der veröffentlichte Inhalt ist rechtmäßig, den-
noch begehrt die von dem Inhalt betroffene Person die Entfernung des
Inhaltes von den jeweiligen Datenverarbeiter:innen. Sie kann sich hierfür
mit einem Löschungsanspruch7 zum einen gegen die Pressewebseitenbe-

A.

1 EuGH, Urt. v. 13.5.2014 – C-131/12 = ECLI:EU:C:2014:317 = NJW 2014, 2257
(2261 Rn. 68 f.) – Google Spain.

2 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27.4.2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung), Amtsbl. d. EU, L 119, S. 1-88, im Folgenden:
DSGVO.

3 Etwa Worms, in: Wolff/Brink, BeckOK DatenschutzR, DS-GVO, Art. 17 Rn. 6.; a.A.
Meents/Hinzpeter, in: Taeger/Gabel, DSGVO/BDSG, Art. 17 DSGVO Rn. 96.

4 Entfernung der URL aus dem Suchindex der Suchmaschine. Auch als Delisting
oder Deindexierung bezeichnet. Der Suchindex dient als Grundlage für die Erstel-
lung einer Suchergebnisliste.

5 Etwa Online-Ausgaben von Presse, Blogs, soziale Netzwerke.
6 Näheres hierzu auf S. 19 ff.
7 Im Rahmen des Äußerungsrechts ist hier entsprechend der dogmatischen Herlei-

tung aus dem Zivilrecht die Rede von einem Unterlassungsanspruch. Da jedoch
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treiber:innen, die den Inhalt zur Verfügung stellen und zum anderen mit
einem Löschungs- bzw. Auslistungsanspruch gegen die Suchmaschinenbe-
treiber:innen, die mit Hilfe ihres Suchdienstes zu dem Inhalt vermitteln,
wenden.

Gegenüber Pressewebseitenbetreiber:innen besteht der Anspruch regel-
mäßig nicht. Der Löschungsanspruch der betroffenen Person steht dem
Äußerungsrecht der Pressewebseitenbetreiber:innen gegenüber. Gemessen
daran, überwiegt im Fall von rechtmäßigen Inhalten grundsätzlich die
Medienfreiheit der Pressewebseitenbetreiber:innen gegenüber dem Persön-
lichkeitsrechtsschutz der betroffenen Person. Anders gestaltet sich dies
bei den Suchmaschinenbetreiber:innen. Diesen gegenüber besteht der An-
spruch auf Entfernung des Inhaltes regelmäßig. Der Löschungs- bzw. Aus-
listungsanspruch gegen die Intermediäre ergibt sich hier aus dem Daten-
schutzrecht. Gemessen daran, überwiegt selbst im Fall von rechtmäßigen
Inhalten im Regelfall das Recht auf informationelle Selbstbestimmung der
betroffenen Person die wirtschaftlichen Interessen der Suchmaschinenbe-
treiber:innen.

In beiden Konstellationen – mithin sowohl bei einem Löschungs- bzw.
Auslistungsanspruch gegenüber Pressewebseiten- als auch Suchmaschinen-
betreiber:innen – ist der betreffende Inhalt zwar derselbe, er wird aber
unterschiedlich betrachtet.

Dieses Beispiel verdeutlicht zum einen, dass Suchmaschinenbetreiber:in-
nen lediglich ein Schutz durch die Wirtschaftsgrundrechte, Pressewebsei-
tenbetreiber:innen hingegen (auch) der Schutz durch die Medienfreihei-
ten gewährt wird. Da Pressewebseitenbetreiber:innen regelmäßig journa-
listisch-redaktionell tätig sind, sind sie zum anderen von der Anwendung
des Datenschutzrechts weitestgehend dispensiert (datenschutzrechtliches
Medienprivileg8). Dies gilt hingegen nicht für Suchmaschinenbetreiber:in-
nen.

Aus dieser divergierenden Betrachtungsweise resultiert im Rahmen der
Überprüfung von Löschungs- bzw. Auslistungsansprüchen je nach Daten-
verarbeiter:in eine Anwendung unterschiedlicher Abwägungsmaßstäbe.
Entscheidend ist, wem gegenüber ein solcher Löschungs- bzw. Auslis-
tungsanspruch geltend gemacht wird. So basiert das Abwägungsergebnis

auch hier im Ergebnis die Löschung bzw. die Zugangssperre zu einem Inhalt be-
gehrt wird, wird im Folgenden einheitlich von Löschungsansprüchen gesprochen.

8 Zur Kritik an dem Begriff „Medienprivileg“ vgl. Westphal, in: Taeger/Gabel,
DSGVO/BDSG, § 41 BDSG Rn. 15; Buchner, in: Wolff/ders., BeckOK Daten-
schutzR, BDSG, § 41 Rn. 9 f.

A. Einführung
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in Bezug auf Pressewebseitenbetreiber:innen auf äußerungsrechtlichen
und in Bezug auf Suchmaschinenbetreiber:innen auf datenschutzrechtli-
chen Maßstäben.

Ein auf dem Datenschutz beruhender Löschungs- bzw. Auslistungsan-
spruch gegenüber Suchmaschinenbetreiber:innen ist zunächst folgerichtig:
Eine von Suchmaschinenbetreiber:innen ausgeführte Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten kann das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung der betroffenen Person erheblich beeinträchtigen. Dies gilt insbe-
sondere im Fall von Personensuchen, welche es den Nutzer:innen ermög-
licht, ein mehr oder weniger detailliertes Profil der betroffenen Person
zu erstellen.9 Zu dieser Eingriffswirkung tritt die Ubiquität der in einer Er-
gebnisliste enthaltenen Informationen sowie die jederzeitige Abrufbarkeit
personenbezogener Daten.10

Andererseits ist nicht von der Hand zu weisen, dass Suchmaschinen
als Intermediäre der Informationsgesellschaft helfen, sich der schier un-
überblickbaren Menge an Informationen auf geordnete und meist nut-
zer:innenangepasste Weise zu bedienen. Sie haben bildhaft gesprochen
eine „Schlüsselfunktion für das Funktionieren des Internets“ inne.11 Der
Bundesgerichtshof nimmt an, dass „ohne die Inanspruchnahme von Such-
diensten und deren Einsatz von Hyperlinks12 die sinnvolle Nutzung der
unübersehbaren Informationsfülle im Internet praktisch ausgeschlossen“
ist.13 Auch das Bundesverfassungsgericht hebt „die Bedeutung von Such-
maschinen für die Verwirklichung der Informationsfreiheit“ und damit
für den Kommunikationsprozess besonders hervor.14 Dieses betont auch,
dass die Suchdienste und die hierfür verwendeten Mittel auf die Mei-
nungsbildung der Nutzer:innen und damit auf den Kommunikationspro-

9 EuGH, Urt. v. 13.5.2014 – C-131/12 = ECLI:EU:C:2014:317 = NJW 2014, 2257
(2262 Rn. 80) – Google Spain.

10 EuGH, Urt. v. 13.5.2014 – C-131/12 = ECLI:EU:C:2014:317 = NJW 2014, 2257
(2262 Rn. 80) – Google Spain.

11 LG Frankfurt a.M., Urt. v. 5.9.2001 – 3/12 O 107/01 = NJW-RR 2002, 545 –
Wobenzym N II; Rath, Das Recht der Internet-Suchmaschinen, S. 25.

12 Darunter ist eine interaktive Verknüpfung zu verstehen, vgl. OLG Stuttgart, Urt.
v. 24.4.2006 – 1 Ss 449/05 = CR 2006, 542 (543).

13 BGH, Urt. v. 17.7.2003, I ZR 259/00 = BGHZ 156, 1 = NJW 2003, 3406 (3410)
– Paperboy; ähnlich für den Einsatz manuell gesetzter Hyperlinks BGH, Urt. v.
1.4.2004 – I ZR 317/01 = BGHZ 158, 343 = NJW 2004, 2158 ff. – Schöner Wetten;
Rath, Das Recht der Internet-Suchmaschinen, S. 25 f.

14 BVerfG, Beschl. v. 10.10.2016 – 1 BvR 2136/14 = GRUR 2017, 159 (160 Rn. 14) –
News-Aggregatoren.

A. Einführung
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zess insgesamt einen erheblichen Einfluss ausüben.15 Zudem verhelfen sie
Online-Medien, ihre Reichweite durch die Auffindbarkeit für die Öffent-
lichkeit über die Suchergebnisliste zu erweitern.

Untersuchungsgegenstand

Es ist daher geboten, in Abwägungsentscheidungen im Rahmen von
Löschungs- bzw. Auslistungsansprüchen gegenüber Suchmaschinenbetrei-
ber:innen nicht nur deren wirtschaftliche Interessen, sondern zugleich
deren Bedeutung für den Kommunikationsprozess in Form eines kommu-
nikationsgrundrechtlichen Schutzes zu berücksichtigen. Es kann in diesen
Konstellationen nur folgerichtig sein, die dem Äußerungsrecht zugrunde-
liegenden Abwägungsmaßstäbe auch im Datenschutzrecht heranzuziehen
(Harmonisierung der Abwägungssysteme).

Die zugrundeliegenden Kriterien einer solchen Abwägung haben also
bedeutenden Einfluss auf den Kommunikationsprozess der beteiligten Ak-
teur:innen. Nach welchen Abwägungskriterien diese zu erfolgen hat, ist
bis heute nicht eindeutig geklärt. So beruhen die Entscheidungen der
Gerichte im Fall von Löschungs- bzw. Auslistungsansprüchen gegenüber
Suchmaschinenbetreiber:innen nicht nur ausschließlich auf datenschutz-
rechtlichen, sondern jüngst – entgegen der grundrechtlichen Einordnung
durch die Rechtsprechung – zum Teil auch auf äußerungsrechtlichen Maß-
stäben, wenn die Vermittlung einer Suchmaschine zu einer publizistischen
Webseite führt und damit auch den Bereich des Äußerungsrechts berührt.

Vor dem Hintergrund des Gesagten ist es notwendig zu untersuchen,
ob im Fall von Auslistungsansprüchen betroffener Personen gegenüber
Suchmaschinenbetreiber:innen (im Folgenden Google Search16 als pars pro
toto) die aus dem Äußerungsrecht bekannten Abwägungsmaßstäbe in die
Abwägung einzustellen sind.

Ziel dieser Arbeit ist es, mehr Rechtssicherheit zu verfolgen, allerdings
nicht indem sich stets ein identisches Abwägungsergebnis unabhängig
von den Datenverarbeiter:innen ergibt, sondern indem die für eine Abwä-
gung herangezogenen Maßstäbe im Fall von Löschungs- bzw. Auslistungs-

I.

15 BVerfG, Beschl. v. 6.11.2019 – 1 BvR 267/17 = NJW 2020, 314 (323 Rn. 105)
– Recht auf Vergessen II, demnach sind die angebotenen Suchdienste und die
hierfür verwendeten Mittel zur Aufbereitung der Suchergebnisse gerade nicht
inhaltsneutral.

16 Im Folgenden: Google.

A. Einführung
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ansprüchen harmonisiert werden. Dieses harmonisierte Abwägungssystem
soll einen angemessenen Ausgleich der widerstreitenden Grundrechtsposi-
tionen aller Akteur:innen gewährleisten.

Methode und Gang der Untersuchung

Bevor sich mit der Harmonisierung der bestehenden Abwägungssyste-
me des Datenschutz- und Äußerungsrechts auseinandergesetzt wird, ist
in einem ersten Schritt zu untersuchen, auf welche Grundrechte sich
Suchmaschinenbetreiber:innen im Fall von Löschungs- bzw. Auslistungs-
ansprüchen berufen können. Nur wenn diese neben den durch die Judi-
kative zugesprochenen unternehmerischen Grundrechten17 zugleich den
Schutz durch die Kommunikationsgrundrechte erfahren, ist die Heranzie-
hung äußerungsrechtlicher Maßstäbe überhaupt in Betracht zu ziehen (C.
Grundrechtliche Einordnung von Suchmaschinen).

Für die grundrechtliche Bewertung der Funktionsweise von Suchma-
schinen sind Begriffsbestimmungen unerlässlich. Aufgrund dessen werden
diese allem voran definiert (B. Grundlagen und Definitionen).

Methodisch erfolgt die grundrechtliche Einordnung von Suchmaschi-
nen anhand des Stands der Rechtsprechung auf europäischer und nationa-
ler Ebene. Die Grundlage bildet dafür im Regelfall die höchstrichterliche
Rechtsprechung, ausnahmsweise werden Entscheidungen unterer Instan-
zen herangezogen, solange diese aktueller und von dem höchstrichter-
lichen Stand abweichend sind.

Daran anschließend wird schwerpunktmäßig ein Abwägungssystem er-
örtert, welches eine adaptierte Anwendung der bekannten Maßstäbe aus
dem Äußerungsrecht neben denen des Datenschutzrechts einbezieht (D.
Harmonisierung eines Abwägungssystems i.B.a. Auslistungsansprüche).
Hierfür gilt es zunächst zu untersuchen, ob Suchmaschinenbereiber:in-
nen eine Medienprivilegierung erfahren können (D. I.), um anschließend
durch einen Vergleich und unter Heranziehung der bestehenden gesetzli-
chen Grundlagen in Deutschland und der Europäischen Union, der jewei-
ligen Rechtsprechung sowie der Meinung der Literatur herauszufinden,
wie sich eine Abwägung im Fall von Löschungs- bzw. Auslistungsansprü-
chen gegenüber Online-Medien bzw. Intermediären im Datenschutz- und
Äußerungsrecht derzeit konkret darstellt (D. II.). Nach einer knappen Ge-

II.

17 EuGH, Urt. v. 13.5.2014 – C‑131/12 = ECLI:EU:C:2014:317 = NJW 2014, 2257
(2264 Rn. 97) – Google Spain.
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genüberstellung der Schutzgüter (D. III.) wird des Weiteren betrachtet,
welches Konkurrenzverhältnis zwischen äußerungs- und datenschutzrecht-
lichen Ansprüchen, die sich bei der Annahme eines kommunikations-
grundrechtlichen Schutzes der Suchmaschinenbetreiber:innen ergeben,
besteht (D. IV.). In einem weiteren Schritt wird exemplarisch die konkre-
te Auswirkung eines harmonisierten Abwägungssystems im Hinblick auf
einen Löschungs- bzw. Auslistungsanspruch untersucht (D. V.).

Abschließend wird ein knapper Blick auf die Rechtsfolgenseite geworfen
und die Regulierung von Suchmaschinen im Sinne des Persönlichkeits-
rechtsschutzes skizziert (E. Regulierung i.S.d. Persönlichkeitsrechtsschut-
zes).

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung und einem kurzen Aus-
blick (F. Zusammenfassung und Ausblick).

A. Einführung
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Grundlagen und Definitionen

Da eine rechtliche Bewertung nur bei Kenntnis der relevanten Tatsachen
möglich ist,18 erfolgt zunächst eine kurze Darstellung der technischen
Voraussetzungen der verschiedenen Geschäftsmodelle in Bezug auf Such-
maschinen, bevor sich diese Abhandlung mit der grundrechtlichen Ein-
ordnung und einem darauf basierenden Abwägungssystem für Suchma-
schinen auseinandersetzt. Da den einzelnen Funktionsweisen innerhalb
der Suchmaschinentätigkeit im Bereich der grundrechtlichen Einordnung
jeweils eine besondere Bedeutung zukommt, ist die kurze Darstellung
erforderlich. Zugleich werden an dieser Stelle Definitionen festgelegt, wel-
che die Grundlage für die anschließende Ausarbeitung bilden. Schließlich
wird die spezifische Tätigkeit von Google anhand dieser Definitionen nä-
her bestimmt.

Suchmaschinen

Zum Teil werden bereits die frühneuzeitlichen Adressbüros, Fragämtern
oder Intelligenz-Comptoirs als „analoge Suchmaschinen“ verstanden, wel-
che damit als Teil einer Vorgeschichte heutiger Internet-Suchmaschinen
gelten.19 In dieser Abhandlung sollen Suchmaschinen hingegen als Dien-
ste verstanden werden, die ihren Nutzer:innen beim Auffinden von Infor-
mationen im Internet behilflich sind.20 Als erstes deutsches Gericht hat das
LG Mannheim21 im Jahre 1997 den Versuch gewagt, die Tätigkeit einer
Suchmaschine in rechtlicher Hinsicht zu definieren. Bei einer Suchmaschi-
ne handele es sich demnach um einen „großen, leistungsfähigen Rechner,
der die Internetseiten auf Stichworte hin durchsucht und entsprechende
Register anlegt, in denen unter dem Stichwort auf die entsprechenden
Homepages hingewiesen wird.“22

B.

I.

18 Elixmann, Datenschutz und Suchmaschinen, S. 28.
19 Etwa Tantner, Die ersten Suchmaschinen.
20 Artikel-29-Datenschutzgruppe, Stellungnahme 1/2008 zu Datenschutzfragen im Zu-

sammenhang mit Suchmaschinen, WP 148, S. 45.
21 LG Mannheim, Urt. v. 1.8.1997 – 7 O 291/97 = MMR 1998, 217.
22 Rath, Das Recht der Internet-Suchmaschinen, S. 52.
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Faktisch sind Internet-Suchmaschinen damit zunächst als Instrumen-
te zur Lokalisierung von Informationen23 in der Online-Informationsum-
gebung zu verstehen und bilden als solche auch den Gegenstand der
Untersuchung. Dabei besteht die Kernaufgabe von Suchmaschinen als
Intermediären darin, Nutzer:innen fremde Inhalte zu vermitteln (Inhal-
tevermittler:innen24). Im Rahmen der E-Commerce-Richtlinie25 werden
Suchmaschinen als Dienste der Informationsgesellschaft26 bezeichnet, das
heißt jede in der Regel gegen Entgelt elektronisch im Fernabsatz und auf
individuellen Abruf von Empfänger:innen erbrachte Dienstleistung.27 Sie
zeichnen sich zugleich durch mangelnde Linearität aus. Denn Linearität
ist eigen, dass die Allgemeinheit zum zeitgleichen Empfang von bestimm-
ten Veranstaltungen Zugang erhält und die Verbreitung von Angeboten in
Bewegtbild oder Ton entlang eines Sendeplans erfolgt.28

Für eine medienrechtliche Begriffsbestimmung kann hier die Defini-
tion der Arbeitsgemeinschaft Intermediäre der Bund-Länder-Kommission

23 S. Art. 21 Abs. 2 i.V.m. dem Erwägungsgrund 18 der Richtlinie über den elektro-
nischen Geschäftsverkehr (2000/31/EG).

24 Dieser Begriff wird im lauterkeitsrechtlichen Sinne in Anknüpfung an Art. 11
Satz 3 Richtlinie 2004/48/EG des Europäischen Parlaments und Rates v.
29.4.2004 zur Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums, Amtsbl. d. EU,
L 195, S. 16-25 (im Folgenden: Enforcement-RL) und Art. 8 III der Richtlinie
2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.5.2001 zur Har-
monisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutz-
rechte in der Informationsgesellschaft, Amtsbl. d. EG, L 167, S. 10-19 (im Fol-
genden: InfoSocRL) gewählt. So auch Dörr/Schuster, in: Stark/Dörr/Aufenanger,
Die Googleisierung der Informationssuche, S. 262; Knodel, Medien und Europa,
S. 223.

25 Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8.6.2000
über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, ins-
besondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie
über den elektronischen Geschäftsverkehr“), Amtsbl. d. EG, L 178, S. 1-16, im
Folgenden: ECRL.

26 Internet-Suchmaschinen werden in den Unionsrechtsvorschriften als Dienste der
Informationsgesellschaft behandelt, die in Art. 2 Richtlinie 2000/31/EG näher
bezeichnet werden. Dieser Artikel verweist auf die Richtlinie 98/34/EG, die den
Begriff „Dienst“ bzw. „Dienstleistung der Informationsgesellschaft“ spezifiziert.

27 S. Art. 1 Richtlinie 98/34/EG. Zum Merkmal der Entgeltlichkeit eingehend
Chemlík, Social Network Sites, S. 77 ff.; so auch Schwartmann/Hermann/Mühlen-
beck, MMR 2019, 498 (499).

28 Martini, in: Gersdorf/Paal, BeckOK InfoMedienR, TMG, § 2 Rn. 32.
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der Medienkonvergenz29 herangezogen werden. Danach sind Intermediä-
re Dienstetypen, die durch Aggregation, Selektion und Präsentation Auf-
merksamkeit für die von Dritten erstellten Inhalte erzeugen,30 wobei diese
Definition zur Abgrenzung von bloßen Verkaufsplattformen um einen
meinungsbildenden Faktor31 zu ergänzen ist.

Noch konkreter werden Medienintermediäre nun im Medienstaatsver-
trag32 definiert. Danach ist ein „Medienintermediär jedes Telemedium, das
auch journalistisch-redaktionelle Angebote Dritter aggregiert, selektiert
und allgemein zugänglich präsentiert, ohne diese zu einem Gesamtange-
bot zusammenzufassen.“33 Dieser überzeugenden und klaren Definition
folgt auch diese Abhandlung. Im Hinblick auf die Rechtsdurchsetzung ist
der Begriff des Intermediärs anders als der dogmatisch und teleologisch be-
lastete Begriff des „Störers“ neutral zu verstehen und bringt damit gut zum
Ausdruck, dass seine Tätigkeit einerseits sozialüblich sein, andererseits aber
auch eine Gefahrenquelle verstärken kann.34

Nicht zuletzt sind zwei Varianten von Internet-Suchmaschinen abzu-
grenzen. Die erste basiert auf einer manuellen Erstellung eines Dokumen-
tenverzeichnisses (z.B. Webkataloge, Social Bookmarkdienste), die zweite
auf einem algorithmusbasierten Anlegen der Dokumentensammlung, bei
dem zugleich eine vollautomatisierte Relevanzgewichtung durchgeführt
wird, wie es bei Google der Fall ist. Im Folgenden wird lediglich die zweite
Variante, welche als automatische,35 algorithmusbasierte36 oder crawler-ba-
sierte37 Suchmaschine bezeichnet wird, näher untersucht.

29 Krit. zu diesem Begriff Vesting, in: Binder/ders., BeckOK RundfunkR, Einfüh-
rung Rn. 18, der hierin eine Irreführung sieht und von einer neuartigen Flexibili-
tät und Variabilität spricht.

30 Positionspapier der AG Intermediäre 2016, S. 8.
31 Positionspapier der AG Intermediäre 2016, S. 8; a.A. Knodel, Medien und Europa,

S. 223.
32 Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung, notifiziert gemäß der

Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der techni-
schen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesell-
schaft (ABl. L 241 vom 17.9.2015, S. 1), abzurufen unter in Deutschland1https://
www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Medienpolitik/Medienstaatsvertrag.pdf
(zuletzt abgerufen am 11.10.2021), im Folgenden: MStV.

33 § 2 Abs. 2 Ziff. 16 MStV.
34 Ohly, ZUM 2015, 308 (308).
35 Rath, Das Recht der Internet-Suchmaschinen, S. 46; Machill/Neuberger/Schindler,

Transparenz im Netz, S. 23.
36 Lewandowski, Suchmaschinen verstehen, S. 24, 26 ff.
37 Karzauninkat/Alby, Suchmaschinenoptimierung, S. 21 ff.
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Algorithmen

Um einen Überblick über die schier unüberschaubare Menge an Daten im
Internet zu gewinnen, bedarf es automatisierter Prozesse, die mithilfe von
Informationstechnologien und Rechentechniken bewerkstelligt werden.38

Zusammengefasst wird dies unter dem Begriff der Algorithmen. Dabei
ist ein Algorithmus aus mathematischer Sicht eine eindeutige Handlungs-
vorschrift zur Lösung eines Problems oder einer Klasse von Problemen
und besteht aus endlich vielen, wohldefinierten Einzelschritten.39 So wird
jede Eingabe in eine Ausgabe transformiert.40 Innerhalb des Durchführens
der Handlungsvorschrift werden dabei bestimmte Eingaben in Ausgaben
umgewandelt und so die umgeformte Version der Rohdaten sichtbar ge-
macht.41 Aufgabe der Algorithmen ist es, Informationen zu sammeln, zu
strukturieren, zu gewichten und zu aggregieren.42

Algorithmen sind abzugrenzen von der sog. „Künstlichen Intelligenz“,
welche ein Teilgebiet in der Informatik darstellt, das sich mit der Automa-
tisierung intelligenten Verhaltens befasst. Der Begriff ist insofern nicht
eindeutig abgrenzbar, als es bereits an einer genauen Definition von „In-
telligenz“ mangelt. Zumindest unterscheiden sich Algorithmen von der
künstlichen Intelligenz insoweit, dass bei Letzterer lediglich Intelligenz
nachgeahmt und so ein „intelligentes Verhalten“ simuliert wird.43 Algo-
rithmen als einer präzise definierten Schrittfolge fehlt es daher an „Eigen-
leben“.44

II.

38 Langmann, Taschenbuch der Automatisierung, S. 19; Kastl, GRUR 2015, 136
(136).

39 Barth, Algorithmik für Einsteiger, S. 8.
40 Stangl, in: Lexikon online – Online Enzyklopädie für Psychologie und Pädago-

gik, Stichwort: „Algorithmus“, http://lexikon.stangl.eu/3027/algorithmus-algoryt
hmus-algorhythmus/ (zuletzt abgerufen am 11.10.2021); Buchholtz, JuS 2017, 955
(955).

41 Langmann, Taschenbuch der Automatisierung, S. 88 ff.
42 Stark/Magin/Jürgens, Informationsintermediäre und Meinungsbildung, S. 20.
43 Vgl. Seite „Künstliche Intelligenz“. In: Wikipedia, Die freie Enzyklopädie. Bear-

beitungsstand: 10.10.2021, abzurufen unter https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3
%BCnstliche_Intelligenz (zuletzt abgerufen am 11.10.2021).

44 Vgl. v. Hellfeld, GRUR 1989, 471 (478, insbesondere Fn. 38); vgl. auch Weisman-
tel, Das „Recht auf Vergessenwerden“ im Internet nach dem „Google-Urteil“ des
EuGH, S. 43 ff.
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In der Rechtsprechung45 und Literatur46 sowie auch im Folgenden wird
von der beschriebenen mathematischen Sichtweise von Algorithmen aus-
gegangen.47

Algorithmusbasierte Suchmaschinen

Den Untersuchungsgegenstand der Abhandlung stellen algorithmusbasier-
te Suchmaschinen dar. Als pars pro toto dient dabei die Suchmaschine
Google.

Algorithmusbasierte Suchmaschinen zeichnen sich im Wesentlichen
durch drei Bestandteile aus: den Crawler, den Indexer und das Abfragemo-
dul.48 Der Crawler (Robot oder Spider) durchsucht das Internet nach neu-
en Inhalten und lädt diese herunter. Der Indexer nimmt diese herunterge-
ladenen Seiten in einen Suchindex auf und verwaltet diese. Schließlich
generiert das Abfragemodul auf die Suchanfrage der Nutzer:innen eine
Trefferliste anhand dieses Indexes.

Algorithmusbasierte Suchmaschinen zeichnen sich also dadurch aus,
dass sie nicht manuell, sondern technisch automatisiert Dokumenten-
sammlungen anlegen und Nutzer:innen anzeigen. Dabei ist zu beach-
ten, dass die drei zugrundeliegenden Bestandteile (Crawler, Indexer und
Abfragemodul) jeweils selbst algorithmusbasiert arbeiten. Gemeinsames
Merkmal aller algorithmenbasierten Suchmaschinen ist zudem, dass ent-
sprechende Daten im Sinne von Art. 4 Ziff. 2 DSGVO verarbeitet, also
insbesondere erhoben, gespeichert und verwendet werden.

Mittels dieser Vorgehensweise werden Nutzer:innenprofile angelegt. Im
Zuge von Dienstleistungen auf Webseiten werden Cookies gespeichert, die
dazu dienen, das Nutzer:innenverhalten bzw. die Nutzer:innenpräferenzen
festzuhalten und damit die Dienstleistung zu „optimieren“, also benut-
zer:innenfreundlicher zu gestalten. Zum Teil werden diese allerdings auch
zu Zwecken der (ebenfalls personalisierten) Werbung herangezogen.49

III.

45 BGH, Urt. v. 9.5.1985 – I ZR 52/83 – BGHZ 94, 276 = Rn. 79, juris.
46 Vgl. Hübner, GRUR 1994, 883 (884), Wiebe, in: Spindler/Schuster, Recht der

elektronischen Medien, § 69 a UrhG Rn. 22; Golla, PinG 2014, 61 (61); Marly,
Urheberrechtsschutz für Computersoftware in der Europäischen Union, S. 112 ff.

47 Vgl. Hartl, Suchmaschinen, Algorithmen und Meinungsmacht, S. 18.
48 Elixmann, Datenschutz und Suchmaschinen, S. 41 ff.
49 Hennemann, ZUM 2017, 544 (545).
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Crawler

Der Crawler durchsucht je nach Vorgabe des programmierten Algorith-
mus der Suchmaschinenbetreiber:innen Webseiten in regelmäßigen Ab-
ständen („Crawl-Intervalle“50). Er startet von einer Webseite aus und ver-
folgt alle dort gesetzten Links, solange ihm dies möglich ist. Nicht mög-
lich ist dies etwa, wenn ein Passwort benötigt wird oder ein Webformular
ausgefüllt werden muss. Ebenfalls ausgeschlossen sind Seiten, die von kei-
ner anderen Seite aus verlinkt sind, wobei etwa Google die Möglichkeit
anbietet, dass sich derartige Seiten direkt bei der Suchmaschine anmelden
können.51

Demgegenüber haben die Webseitenbetreiber:innen die Option, gera-
de nicht über Suchmaschinen gefunden zu werden. Dies kann entwe-
der durch Eintragung von Meta-Elementen52 oder dem Anlegen von
robots.txt-Dateien53 im Stammverzeichnis der Domain erreicht werden.
Suchmaschinencrawler erkennen auf diese Weise, dass eine Indexierung
und damit die Darstellung auf der Trefferliste nicht gewünscht ist.54

Indexer

Der Indexer bearbeitet die jeweiligen heruntergeladenen Webseiten in der
Weise, dass diese in ein einheitliches Datenformat konvertiert werden,
um anschließend die Struktur des Dokuments aufzuschlüsseln und zu
analysieren. Die Analyse erfolgt dabei hinsichtlich der Sprache, Worthäu-
figkeit, Wortstellung und Schlüsselwörter. Diese Analyseergebnisse bilden
die Grundlage für die Indexierung der Webseite. Dabei wird zugleich

1.

2.

50 Elixmann, Datenschutz und Suchmaschinen, S. 41.
51 So können sich diese über die sog. Google Search Console registrieren lassen, vgl.

https://search.google.com/search-console/welcome?hl=de (zuletzt abgerufen am
11.10.2021).

52 Meta-Elemente sind Metadaten, die sich im Header eines HTML- oder XHTML-
Dokuments befinden und bei der Visualisierung des Dokuments durch einen
Browser nicht angezeigt werden. Sie wurden lange Zeit dafür genutzt, um in der
Trefferliste möglichst weit oben gelistet zu werden. Diesen Missbrauch umgehen
Suchmaschinen nun, indem sie mehr Wert auf den eigentlichen Text der Web-
seite und nicht nur deren Metadaten legen; vgl. Seite „Meta-Element“. In: Wi-
kipedia, Die freie Enzyklopädie. Bearbeitungsstand: 28.9.2021, abzurufen unter
https://de.wikipedia.org/wiki/Meta-Element (zuletzt abgerufen am 11.10.2021).

53 Näheres unter https://www.robotstxt.org/ (zuletzt abgerufen am 11.10.2021).
54 Elixmann, Datenschutz und Suchmaschinen, S. 42.
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